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2     
6/2009-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 12. November 2009  
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. EG.        Jakob Moser 
10. GR.        Thomas Ebetsberger  
11. GR.        Franz Bauer 
12. GR.        Manuela Brunbauer  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  EG.         Ing. Klaus Baran  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  EG.        Christian Geissler  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
26.  EG.         Günther Böss  
27.  GR.        Dorfer Christa 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  GR.         Walter Liehmann  

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. EG.        Victoria Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 4.11.2009 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 16.10.2009 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler  
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
Der Bürgermeister nimmt folgende Angelobungen vor: 
Ing.Klaus Baran, Christian Geissler, Dipl.-Ing. Josef Hoyer, Victoria Buschberger 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 12.11.2009                                                                                  Seite 3 von 23 
 
 

Tagesordnung 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a)  Die Allerheiligensammlung des Kameradschaftsbundes zugunsten der Kriegsgräberfürsorge 

des Schwarzen Kreuzes ergab € 1.429.- 
 
b)  Lt. Bundesdenkmalamt stehen folgende Objekte in Seewalchen unter Denkmalschutz: 

1) Pfarrkirche Seewalchen 
2) Filialkirche Buchberg 
3) Filialkirche Kemating 
4) Gnadenkirche Rosenau 
5) Pfarrhof Seewalchen 
6) Messnerhaus Seewalchen 
7) Dorfkapelle Litzlberg 

  8) Klimt Kapelle Litzlberg 
9) Six`n Kapelle Seewalchen 

  10) Bootshaus bei Holzmeistervilla Litzlberg  
 
c)  Bundesdenkmalamt teilte mit, dass im Bereich der geplanten neuen Steganlage bei der 

Bootsvermietung an der Seewalchner Promenade jungsteinzeitliche Bodendenkmäler 
vorliegen und dass eine Genehmigung des Projektes nicht in Aussicht gestellt werden kann. Die 
beantragten wasser-, naturschutz- und schifffahrtstrechtlichen Bewilligungsverfahren sind vorerst 
ausgesetzt. 

 
d)  Bankettbeschädigung Ramp Kematingerstraße – zum wiederholten Mal hat Rudolf Ramp im 

September das Bankett entlang der Kematingerstraße durch Pflügen z.T. bis zum Asphaltrand 
beschädigt, z.T. auch auf öff. Straßengut und am Gehsteigrand. Da der schriftlichen 
Aufforderung, die Schäden wiederherzustellen mit Fristsetzung und Ankündigung gerichtlicher 
Schritte nicht nachgekommen wurde, bzw. innerhalb der Frist keine entsprechende Reaktion 
erfolgte, ist die Klage auf Unterlassung und Wiederherstellung eingereicht. 

 
e) Info zur Finanzlage der Gemeinde: für das Jahr 2009 ist mit einem Einnahmenausfall bei den 

Bundesertragsanteilen von knapp € 300.000.- zu rechnen. Ein wenig abgefedert wird dies durch 
zusätzliche Strukturförderungsmittel des Landes in Höhe von rd. 127.000.- und durch 
Rückstellungen aus dem Sollüberschuss 2008 in Höhe von rd. € 100.000.-. Für das Jahr 2010 ist 
(im Vergleich mit dem Budgetansatz 2009) mit einem Einnahmenausfall in Höhe von rd. € 
350.000.- aus den Bundesertragsanteilen zu rechnen.  

 
Zusätzlich mit den zu erwartenden Ausgabenerhöhungen im Bereich Gesundheit und Soziales 
(KrAB, SHV-Umlage) wird die Budgeterstellung 2010 schwierig werden  (Ausgabenkürzungen ? 
Einsparungen ? Rücklagenentnahmen ?). Die Höhe ev. zusätzlicher Strukturförderungsmittel des 
Landes ist noch offen. 

 
 
 
 
Fragestunde 
 
4 Zuhörer, Keine Anfragen 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters vom 5.11.2009 
 
Sozialausschuss 

Verordnung gem. §  44 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung; Übertragung des Beschlussrechtes 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2  des Bürgermeisters vom 5.11.2009 
 
Kulturausschuss 

Verordnung gem. §  44 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung; Übertragung des Beschlussrechtes 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 2) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Ehrungen 
 
Bgm.Reiter: 
Bedingt durch die Gemeinderatswahlen im September sind eine Reihe von Gemeinderatsmitgliedern 
mit Ende der Legislaturperiode ausgeschieden, die mit einer Ehrung verabschiedet werden sollen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorgeschlagenen 
Ehrungen zu beschließen.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
2.  Finanzierungspläne Spielplatzoffensive 09: 

a) Skaterplatz 
b) Beach-Volleyball-Platz 
c) Spielplatz Kemating 

 
Zu TOP. 2 a) 
 
Bgm. Reiter: 
Die Gesamtkosten für die Erneuerung des Skaterplatzes wurden von der Gemeindeabteilung des 
Landes mit € 30.000.- anerkannt.  
Die Gemeinde erhält dazu lt. Finanzierungsvorschlag des Landes Bedarfszuweisungsmittel in Höhe 
von € 10.000,-- und Landesmittel in Höhe von € 10.000,- . Der Eigenanteil der Gemeinde beträgt 
ebenfalls € 10.000,- (siehe im Akt befindlichen Finanzierungsvorschlag). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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Zu TOP. 2 b) 
 
Bgm.Reiter: 
Die Gesamtkosten für den Neubau des zweiten Beach-Volleyball-Platzes im Seebad Litzlberg wurden 
von der Gemeindeabteilung des Landes mit € 32.000.- anerkannt.  
Die Gemeinde erhält dazu laut Finanzierungsvorschlag des Landes Bedarfszuweisungsmittel in Höhe 
von € 11.000,-- und Landesmittel in Höhe von € 5.100,- . Der Eigenanteil der Gemeinde beträgt         
€ 15.900,- (siehe im Akt befindlichen Finanzierungsvorschlag). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
Zu TOP. 2 c) 
 
Bgm.Reiter: 
Die Gesamtkosten für den neuen Spielplatz in Kemating wurden von der Gemeindeabteilung des 
Landes mit € 50.000.- anerkannt.  
Die Gemeinde erhält dazu lt. Finanzierungsvorschlag des Landes Bedarfszuweisungsmittel in Höhe 
von € 20.000,-- und Landesmittel in Höhe von € 17.000,- . Der Eigenanteil der Gemeinde beträgt        
€ 13.000,- (siehe im Akt befindlichen Finanzierungsvorschlag). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
3.  Regionsbeschilderung 

Finanzierungsplan 
 
Bgm. Reiter: 
Die Gesamtkosten für das Leader-Projekt Regionsbeschilderung  Attersee - Attergau wurden von der 
Gemeindeabteilung des Landes mit € 450.000.- anerkannt. Die Gemeinden erhalten dafür lt. 
Finanzierungsvorschlag des Landes Bedarfszuweisungsmittel in Höhe von € 115.000,-- und Leader-
Mittel-Tourismus in Höhe von € 110.000,- . Der Eigenanteil der beteiligten Gemeinden beträgt 
insgesamt € 115.000,- . Als Interessentenbeiträge von Firmen sind      € 110.000,- vorgesehen (siehe 
im Akt befindlichen Finanzierungsvorschlag). 
Der Anteil der Marktgemeinde Seewalchen a.A. an den zugesagten Bedarfszuweisungsmittel beträgt 
lt. im Akt befindlicher Aufstellung € 24.361,- . Dieser Betrag ist nach dessen Flüssigmachung an die 
REGATTA als Projekt-verantwortlichen weiterzuleiten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen und den darin enthaltenen Bedarfszuweisungsanteil für 
die  Marktgemeinde Seewalchen a.A.  an den Projektträger weiterzuleiten. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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4.  Bäder-Ticketsystem 

Finanzierungsplan 
 
Bgm. Reiter: 
Die Gesamtkosten für das Leader-Projekt zur Installierung eines einheitlichen Ticketsystems in 
Attersee-Bädern wurden von der Gemeindeabteilung des Landes mit € 135.000.- anerkannt. Die 
Gemeinden erhalten dafür lt. Finanzierungsvorschlag des Landes Bedarfszuweisungsmittel in Höhe 
von € 52.000,-- und Leader-Mittel-Tourismus in Höhe von € 65.000,- . Der Eigenanteil der beteiligten 
Gemeinden beträgt insgesamt € 18.000,- . (siehe im Akt befindlichen Finanzierungsvorschlag). 
Der Anteil der Marktgemeinde Seewalchen a.A. an den zugesagten Bedarfszuweisungsmittel beträgt 
lt. im Akt befindlicher Aufstellung € 8.000,- . Dieser Betrag ist nach dessen Flüssigmachung an die 
REGATTA als Projektverantwortlichen weiterzuleiten. An Eigenmittel hat die Marktgemeinde 
Seewalchen a.A. einen Betrag in Höhe von € 4.500,- aufzubringen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen und den darin enthaltenen Bedarfszuweisungsanteil für 
die  Marktgemeinde Seewalchen an den Projektträger weiterzuleiten. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
5.  Kindergartenkinderfreifahrt 

Abschluss eines Vertrages mit der Firma Stern & Hafferl 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Durchführung der KG-Freifahrt ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu befugten 
Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa. Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine gute 
Zusammenarbeit gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Tarife von der 
OÖ. Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit haben, wird 
vorgeschlagen, wieder mit der Fa. Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. Heuer sind 
insgesamt 68 Kinder zu transportieren.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden Vertrag  
mit der Firma Stern & Hafferl  abzuschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
6.  Spielplatz Rosenau 

Abschluss eines Pachtvertrages mit der Evangelischen Pfarre Lenzing-Kammer-Rosenau 
 
Bgm. Reiter: 
Auf dem im Eigentum der evangelischen Pfarre in der Rosenau befindlichen Grundstück Nr. 2369/5 
KG Seewalchen (siehe im Akt befindlichen Lageplan) hat die Marktgemeinde Seewalchen a.A.  einen 
öffentlichen Spielplatz eingerichtet. Dieses Grundstück soll nun von der Marktgemeinde Seewalchen 
a.A. zu einem jährlichen Pachtzins in Höhe von € 150,- zzgl. 20% Ust. gepachtet werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Pachtvertrag  mit der Evangelischen Pfarre abzuschließen. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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7.  Jugendtreff 

Erhöhung der Subvention  
 
Bgm. Reiter: 
Die unter der Haushaltsstelle 1/439/757 veranschlagte Subvention für den Jugendtreff Seewalchen 
hat eine Höhe von € 6.500,- . Aufgrund von Gehaltsnachzahlungen und einer Nachzahlung an die 
Gebietskrankenkasse sind im Jahr 2009 Mehrkosten in Höhe von € 4.500,- zu erwarten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Subvention für den Verein Jugendtreff im Jahr 2009 auf € 11.000,- zu erhöhen. Die 
Bedeckung soll aus dem Sollüberschuss 2008 erfolgen. 

 
GR Vogel  W. erörtert, dass er durch die Wahl eigentlich dazu gekommen sei eine überlange 
Funktion als Obmann von diesem Trägerverein gewesen zu sein. Das habe schon fast so 
ausgesehen, als würde er sich von diesem Amt nicht mehr trennen wollen. Er finde es zum Schluss 
notwendig, etwas über die Struktur zu sagen. Eineinhalb Jahre sei er immer mit sehr viel mehr Ideen 
immer weniger Geld nachgelaufen, dass es gegeben habe. Dass man trotzdem dann noch so viel 
verwirklichen habe können, sei ein kleines Wunder. Es werde aber unumgänglich sein, dass der neue 
Vorstand sich darum bemühen müsse, ein Leitbild, ein wirkliches Konzept zu entwickeln, was man 
machen könne. Budgetär sei ja schon darüber gesprochen worden, auch so, dass es möglich wäre, 
es durchzuführen. Sie haben einen Glücksgriff mit dem Betreiber des Jugendtreffs gemacht und er 
glaube, diesen Glücksgriff sollte man ausnützen um zu einer wirklichen Jugendpolitik in Seewalchen 
zu kommen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Kanal BA 10 - Haining 

Baumanagementleistungen - Zuschlagsentscheidung gem. BVergG 2006 
 
Bgm. Reiter: 
Die Managementleistungen zur Herstellung der Ortskanalisation Seewalchen BA 10 (Haining) wurden 
in einem offenen Verfahren ausgeschrieben. Einziges Kriterium für die Vergabe der Arbeiten war der 
Preis. 8 Büros haben die Anbotunterlagen angefordert, 7 Büros haben angeboten. Die 
Angebotseröffnung fand am 09. November 2009 statt.  
Das Büro HIPI, DI. Hitzfelder & Pillichshammer, Vöcklabruck, Salzburger Straße 23, hat mit einer 
Angebotssumme von € 54.000,00 (excl. MwSt) zum geringsten Pauschalhonorar  angeboten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung aufgrund der erfolgten Ausschreibung zu Gunsten des 
Billigstbieters, Büro HIPI, DI. Hitzfelder & Pillichshammer, Vöcklabruck, Salzburger Straße 
23, mit einer Pauschalangebotssumme von € 54.000,00 (excl. MwSt) zu treffen.  

 
EG. Hoyer nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt an der Beratung und an der Abstimmung nicht 
teil.  
 
GV.Hemetsberger betont, ihm erscheine diese Summe sehr fragwürdig. Welcher Leistungsumfang ist 
in dieser Summe enthalten, in welcher Zeit spiele sich dies ab ? Wenn so eklatante Preisunterschiede 
wären, vom höchsten bis zum niedrigsten Angebot,  da zweifle er an der Richtigkeit. Er frage sich, ob 
man das Leistungsangebot der übrigen Mitbieter gegenüber gestellt habe. Sie werden zwar dem 
Bestbieter den Auftrag erteilen, werden aber in nächster Zeit, wenn das Projekt dann startet, dieses 
ganz genau verfolgen. Ob mit der Salamitaktik wieder einiges dazu kommt oder sich einiges  
hinterher noch feststellen lässt.  
 
GR. Liehmann teilt mit, er habe sich dieses Vorhaben etwas genauer angesehen. Ihm sei aufgefallen, 
dass etwas sehr auffällig wäre. Das Ganze sollte sich über 3 Jahre hinziehen und zwar mit einer 
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zweimaligen Baustellenkontrolle pro Woche. Dies bedeute, allein unter Bezug dieses Faktors, komme 
man auf eine Summe, die deutlich über die Hälfte des gesamten Rechnungsbetrages oder 
Angebotsstellung hinaus geht. Das heißt, alleine diese Geschichte würde € 37.200,-- ausmachen. 
Entweder man kürze die ganze Angelegenheit, die normalerweise 3 Jahre dauern solle, auf ein Jahr, 
dann entspreche es nicht dem Angebot, oder es würde bei der Bauüberwachung gespart. Eine dritte 
Möglichkeit wäre, dass man einige Summen vom Büro Pillichshammer umgewälzt habe auf die 
Baufirma und über eine Zweitrechnung die Differenz zu tragen habe. Denn reell ist diese Zahl, die 
angeboten wurde, in keinster Weise.  
 
Amtsleiter Schmidt erklärt, er habe die Ausschreibung selbst formuliert und möchte zur Erläuterung 
für alle nun kurz ein paar Sachen richtig stellen. In der Ausschreibung seien zwei Baustellenbesuche 
pro Woche enthalten. Das Ganze sei aber abgestellt auf ein Pauschalhonorar. Er frage nun Herrn 
Liehmann, wo nun der Unterschied liege, ob ein, zwei oder drei Jahre gebaut würde, wenn ein 
Pauschalhonorar vorliege. Darum wurde die Bauzeit in der Ausschreibung auch nicht definitiv 
angegeben. Dies wäre auch bei einem Pauschalhonorar nicht üblich.  
Die Ausschreibung wäre auch von einem Rechtsanwalt geprüft worden, und die Beschwerde der 
Architektenkammer sei auch beantwortet worden, sodass dies alles rechtens nach dem 
Bundesvergabegesetz abgelaufen sei. Er werde aber auch seitens des Amtes schauen, dass alles, 
was angeboten und ausgeschrieben wurde, auch eingehalten werde, so wie auch bei anderen 
Vorhaben.  
Zu den Anbotspreisen möchte er sagen, dass eine Streuung natürlich von € 54.000,-- auf € 135.000,-- 
extrem sei, aber ein zweiter Seewalchner Anbieter habe € 69.000,-- angeboten und sei nicht so weit 
weg. Es gäbe welche mit € 80.000,--  bis zu € 135.000,--. Warum die Firmen so billig oder so teuer 
anbieten, entzieht sich jedoch seiner Kenntnis. 
 
GR. Liehmann betont, ihm sei aufgefallen, dass alle anderen Anbieter bis auf zwei, ein 
Begleitschreiben zur Erklärung beigefügt hätten. Genau die Fa. Pillichshammer habe kein 
Begleitschreiben beigefügt. Alleine aus diesem Grunde müsse man skeptisch sein.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 1 Hemetsberger 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag: 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann 
      
Stimmenthaltungen: 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Böss, Dorfer 
 
 
 
 
9.  Straßenbau 

Abschließen eines Kaufvertrages mit der ASFINAG betreffend Kauf von Gründstücksteilen für die 
errichtete Anton Bruckner-Straße 

 
Bgm. Reiter: 
Am 18.12.2006 wurde mit den zuständigen Herren der Autobahnverwaltung Kontakt wegen der 
benötigten Grundinanspruchnahme für die Errichtung der Entlastungsstraße aufgenommen.  In der 
folge wurde ein Schätzgutachten (wird bei Grundkauf von ASFINAG unbedingt benötigt) in Auftrag 
gegeben, dass im Mai 2007 einlangte. Am 10.7.2007 wurde schriftlich unter Vorlage des 
Schätzgutachtens bei der ASFINAG und dem Grundkauf angesucht.  
 
Nach mehreren Urgenzen wurde im Juli 2009 von der ASFINAG der Kaufvertrag vorgelegt, der durch 
den Gemeinderat zu beschließen ist.   
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

einen Kaufvertrag mit der ASFINAG betreffend Grundkauf für die Anton Bruckner Straße zu 
beschließen.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
10. Straßen 

a) Abschließen eines Tauschvertrages mit Erika Metzger im Bereich Egelseestraße / 
Moorstraße 

b)  Erlassen einer Auflassungsverordnung 
 
Bgm. Reiter: 
Im Zuge der Parzellierung der „Pesendorfer-Gründe“ in Steindorf wurde auch die 
Straßengrundgrenze zum Objekt Metzger vermessen. Dabei stellte sich heraus, dass der Gartenzaun 
des Objektes Metzger teilweise auf dem öffentlichen Straßengut lag. Aufgrund der Besprechungen 
vor Ort wurde mit der Hausbesitzerin vereinbart, dass die neue Grundgrenze entlang des 
bestehenden Gartenzaunes zu liegen kommen soll. Daher ist ein Grundtausch (14 m² von Metzger an 
das öffentl. Gut,  4 m² vom öffentl. Gut an Grundstück Metzger) erforderlich und muss der Gartenzaun 
auf öffentlichem Gut nicht entfernt werden.   
Für den Tausch ist auch eine Auflassungsverordnung aufgrund der Bestimmungen des 
Straßengesetzes erforderlich.  
 
Zu TOP 10 a) stellt der Bürgermeister den Antrag 

den vorliegenden Tauschvertrag (723/2009 des Notariats Dr.Gebetsberger) abzuschließen.  
 
Zu TOP 10 b) stellt der Bürgermeister den Antrag 
 die vorliegende Auflassungsverordnung zu beschließen.  
 
GV. Hemetsberger erläutert, dass es nichts Neues sei, dass so mancher Gartenzaun in Steindorf auf 
öffentlichem Gut stehe. Dass man nach 30 Jahren drauf komme, verwundere einen ein bisschen. Die 
Leute würden schon länger darüber reden, dass da etwas nicht stimmen könne. Seine Frage dazu 
wäre, dass doch hierzu ein Bebauungsplan erstellt worden wäre und er frage sich, ob man nicht zu 
der Zeit schon darauf kommen hätte müssen. Wenn ein Ortsplaner für einen Bebauungsplan in der 
Steindorf-Siedlung € 200.000,-- kassiere, und dann komme man auf einmal drauf, dass die 
Gartenzäune auf öffentlichem Gut stehen. 
 
Amtsleiter Schmidt nimmt dazu Stellung und teilt mit, dass das Haus Metzger schon vor dem 
Bebauungsplan Steindorf errichtet worden wäre. Prinzipiell sei vorgesehen, dass nur bestehende 
Bauten in den Bebauungsplan aufzunehmen sind, jedoch keine Gartenzäune. Draufgekommen wäre 
man nur, wenn man eine Naturbestandsaufnahme gemacht hätte, dann sähe man, wo der 
Naturbestand läge und wo die Grundgrenzen liegen. Gartenzäune würden in der Regel nicht in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 
 
GV. Hemetsberger möchte wissen, ob die Grundgrenzen auch nicht in den Bebauungsplan 
aufgenommen würden. 
 
Amtsleiter Schmidt anwortet, dass die Grundgrenzen nach der DKM aufgenommen wurden und im 
Bebauungsplan enthalten seien.  
 
GV. Hemetsberger meint, dass man dann feststellen hätte können, das die Grundgrenze nicht stimmt. 
 
Amtsleiter Schmidt teilt mit, dass man dies nur hätte feststellen können, wenn man durch den 
Geometer alles vermessen hätte lassen und was eine Naturbestandsaufnahme kostet, sei bekannt. 
Eine Naturbestandsaufnahme wurde in den letzten 20 Jahren nur in sehr selten Fällen gemacht, wie 
z.B. in heiklen Bereichen wie dem Atterseeufer. Bei vielen anderen Bebauungsplänen wären die 
Kosten nicht dafür gestanden.  
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Dies wäre bis jetzt die Meinung des Bauausschusses und Gemeinderates gewesen. Natürlich, für 
einen Planer oder  für die Beamten sei eine Naturbestandsaufnahme immer das Optimalste. Er würde 
sich wünschen, dies beim nächsten Bebauungsplan zu diskutieren.  
  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag zu TOP 10 a) und TOP 10b) durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Schulbus 

Übernahme der Elternbeiträge durch die Gemeinde 
 
Bgm. Reiter: 
Seit einigen Jahren führt das Busunternehmen Stern & Hafferl auf Wunsch der Eltern zusätzlich zu 
den im Linienverkehr verkehrenden Schülerbus-Routen noch weitere Fahrten außerhalb des 
Linienverkehrs durch. Dazu wurden bisher von den Eltern Kostenbeiträge geleistet. Zusätzlich zu den 
bisherigen Zusatzrouten nach Staudach und Gerlham verkehrt seit dem Beginn dieses Schuljahres 
aufgrund einer Anregung des VS-Elternvereins auch ein Schülerbus über Litzlberg-Buchberg-Haining, 
und dann weiter nach Gerlham, Neißing, Ainwalchen. Unter Einbeziehung dieser neuen Route 
würden im Schuljahr 09/10 insgesamt rund € 800.- an Elternbeiträgen anfallen. 
  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Kosten (Elternbeiträge lt. Aufstellung der Fa. Stern & Hafferl) für die zusätzlichen Fahrten 
für Schüler aus Litzlberg, Buchberg, Haining, Gerlham und Staudach vorerst für das 
Schuljahr 09/10 zu übernehmen.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
12. Grundverkehr 

Informationen gemäß Oö. Grundverkehrsgesetz-Novelle 2006 
 
Bgm. Reiter: 
Zu folgenden grundverkehrsbehördlichen Verfahren wurde zwischenzeitlich vom Bürgermeister eine 
Stellungnahme abgegeben: 
 
Namen der Vertragsparteien                                                 Gegenstand des Rechtserwerbs 
 
Dipl. Ing. Dr. Franz Zeilinger/                                                  Grundstück Nr. 112/2, KG. Litzlberg 
Dr. Karin Khünl-Brady                                                             (Wohnungsverkauf) 
 
Friedrich Stadler/                                                                     Grundstück Nr. 1129/2 u. 1129/4, beide 
Sandra und Karin König                                                          KG. Litzlberg (Verkauf) 
 
 
 
 
13. Baurecht 

Bauvorhaben „Abbruch des bestehenden Hauses und Neubau einer Wohnanlage Moos 7“; 
Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 2.4.2009, Zl. 131-9-56/2008-Sch/Li 

 
Bürgermeister Mag.Reiter nimmt zu TOP. 13 seine Befangenheit wahr und übergibt den Vorsitz an 
Vizebgm.Schachl. 
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EG. Hoyer nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt an der Beratung und an der Abstimmung nicht 
teil.  
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 2.4.2009, Zl. 131-9-56/2008, wurde den Antragstellern die 
Baubewilligung für den Abbruch des Wohnhauses und Neubau einer Wohnanlage auf dem 
Grundstück Nr. 1166/1 u. .98/1, KG Litzlberg, erteilt.  
Gegen diesen Bescheid wurde rechtzeitig das Rechtsmittel der Berufung eingebracht.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten 
  1.  Bescheid des Bürgermeisters vom 2.4.2009  

2.  Berufung vom 15.4.2009  
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest den Bescheidentwurf vollinhaltlich vor.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den 2. Antrag, 

die Berufung als unbegründet abzuweisen und den vorliegenden Bescheid zu beschließen. 
 
 
GR. Liehmann betont, er habe sich auch dies ein bisschen genauer angeschaut. Es sei so gewesen, 
dass der Einreicher mehr oder minder eine Wohnanlage mit Untertunnelung durch die Attersee-
Bundesstraße beantragt habe. Es habe sich allerdings herausgestellt, dass diese Untertunnelung 
wesentlich mehr technische Probleme und Rechtsprobleme habe, und daraus wurde dann mehr oder 
minder diese erste Begehung und Besprechung auf der Baustelle. Dies bedeute - obwohl der 
Planverfasser keine Filetierung des Planes vorgesehen habe - sei erstaunlicher Weise dieser Tunnel 
auf einer komplett anderen Stelle eingezeichnet worden.  
Dies bedeute, die erste Verhandlung und Begehung sei ein komplett anderes Projekt. Es habe sich 
Etliches geändert und dass wäre in keinster Weise verhandelt worden. Dies sei seiner Meinung nach 
eine Sache, die dann ins Nichts laufen werde. Es wäre etwas verhandelt worden, was einfach 
geändert wurde und nicht verhandelt worden wäre?  
Als zweites möchte er anfügen, er sei selbst im Tourismus tätig und habe auf einer Baustelle 
gewohnt. Es sei ganz klar, dass von Vornherein ein Plan, dessen Abluft in seine Richtung ziehen 
würde, schlichtweg nicht genehmigungswürdig sei. 
Wenn kurz über dem Erdoberflächenniveau die Abluft emitiert würde und daneben obendrein noch 
ein Restaurant, also Tourismusbetrieb sei, dann sei dieser Plan seiner Meinung nach vollkommen 
undiskutabel.  
Weiters möchte er zu Bedenken geben, dass ein Felsaushub von 11.000 m³ 500 bis 600 LKW-
Ladungen entspreche. Wolle man den Litzlberger Keller in dieser Zeit zusperren? Wenn nicht, dann 
wäre das eine gewaltige Schädigung dieses Betriebes. Er glaube, dass man in dieser Richtung 
äußerst sensibel reagieren müsse. Es sei einiges wirklich im Argen, zumal diese Doppelgleisigkeit 
des Begutachtungsverfahrens ein sehr großer Hammer sei. Er bitte um Aufklärung. 
 
Amtsleiter Schmidt nimmt dazu Stellung und teilt zum Bauverfahren folgendes mit: Dem Bauverfahren 
liege ein Bebauungsplan zu Grunde (Bebauungsplan Sandberg), dessen Zustandekommen drei oder 
vier Jahre gedauert habe, bis er rechtskräftig zustande gekommen sei.  
Es hätte mehrere Entwürfe gegeben, die dem Bebauungsplan nicht entsprochen hätten. Der Entwurf, 
der am 5. Februar verhandelt wurde, entspricht dem rechtskräftigem Bebauungsplan, den die 
Gemeinde beschlossen habe. Dieser Umstand wurde auch vom Ortsplaner und vom 
Amtssachverständigen des Bezirksbauamtes Gmunden festgestellt. Am 5. Februar habe man das 
Ansuchen der Fa. L & L, „Abbruchvorhaben Wohnhaus und Neubau einer Wohnanlage“, verhandelt. 
Es wurde nicht die Untertunnelung verhandelt. Die Untertunnelung sei ein eigenes Verfahren. 
 
GR. Liehmann wirft ein, das die Untertunnelung aber mit ins Verfahren genommen wurde. 
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Amtsleiter Schmidt bestätigt, dass laut vorliegender Kundmachung nur verhandelt worden wäre, was 
auch ausgeschrieben wurde. Es wurde im ersten Schritt um einen Abbruch des Wohnhauses und 
Neubau einer Wohnanlage angesucht. Dies wurde mit der Kundmachung vom 20. Jänner 
ausgeschrieben und bauverhandelt. Aufgrund dieser Bauverhandlung gäbe es den Bescheid, der 
heute Gegenstand der Berufung sei.  
In einem zweiten Verfahren wurde um die Untertunnelung angesucht. Das seien zwei verschiedene 
Verfahren. Die Untertunnelung wurde verhandelt und dabei festgestellt, dass es hiebei Probleme gibt, 
z.B. dass die Anschlüsse zu diesem Projekt auf einmal nicht mehr gepasst hätten und dass es mit 
dem Kanal Probleme gäbe usw.. Als man draufgekommen sei, sei die Verhandlung abgebrochen 
worden.  
Heute ginge es rein um das Bauvorhaben dieser zwei Häuser und nicht um den Tunnel.  Ob der 
Tunnel dann irgendwann dazu komme, ob es überhaupt technisch realisierbar sei, sei eine zweite 
Sache. Wenn es nicht gehen werde, werde es auch für diesen Tunnel keine Bewilligungen geben. Es 
sei aber nicht ausgeschlossen, dass auf diesem Grundstück (ehemals Waldmann) diese zwei Häuser 
errichtet werden können. Es müsse ja keinen Tunnel geben, dies sei ja im Bebauungsplan nicht 
zwingend vorgeschrieben. Es sei jedoch ein zweites Ansuchen und habe mit dem heutigen Ansuchen 
nichts zu tun.    
Alle anderen Sachen, die in der Zwischenzeit aufgetaucht seien (Eigentümerwechsel usw.) seien im 
Akt ersichtlich. Er betont, dass in einem Rechtsstaat ein Recht auf Bebauung gibt, sofern die 
rechtlichen Bestimmungen eingehalten werden.  
 
GR. Liehmann erkundigt sich nun, ob das heißt, dass heute die Abluft über Bodenniveau beschlossen 
werden soll. Gäbe es hier zumindest eine Möglichkeit, dies so zu gestalten, dass die 
Geschäftsschädigung des Litzlberger Kellers so gering gehalten werde könne wie möglich. Er frage 
sich, ob eine Akordierung oder eine zeitliche Vorgabe vorgesehen sei, dass in einer 
betriebsschwachen oder Urlaubszeit gebaut werden darf ? Er denke, dass sei ein Minimum, dass in 
einem Tourismusgebiet mitzubeschließen wäre. 
 
Amtsleiter Schmidt teilt zum ersten Teil der Fragen mit, dass er die technischen Belange nicht 
beantworten könne, da er kein Techniker sei. Dafür habe man bei den Bauverhandlungen den 
Amtssachverständigen und dieser habe das Lüftungsanlagenprojekt für in Ordnung befunden.  
Zum Zweiten möchte er mitteilen, dass bei Bauverhandlungen in sehr sensiblen Bereichen schon 
geschaut wird, wie das im Sommer mit lärmintensiven Baumaßnahmen aussehe. Man habe auch im 
Vorfeld der Bauverhandlung schon darüber gesprochen, dass dort direkt ein schöner Gastgarten 
angrenzt. Im Baubescheid wurden ja die ganzen Auflagen für den Abbruch mit Berieselung usw., 
vorgeschrieben. Man habe sich bemüht, während der Bauverhandlung einen Konsens zwischen den 
beiden Parteien herbei zu führen. Dies sei auch gelungen. Der Konsens wurde schriftlich protokolliert, 
es wurde eine privatrechtliche Vereinbarung abgeschlossen zwischen der Fam. Danter und dem 
Herrn Lipczinsky von der Fa. L & L., dass im Sommer keine lärmintensiven Maßnahmen gemacht 
werden. Der Bürgermeister habe dies in dem Auflagepunkt 44 des Baubewilligungsbescheides 
aufgenommen. Dies entbehre jeglicher rechtlichter Grundlage, aber weil der Vergleich geschlossen 
wurde, sei dies in solchen Ausnahmefällen nicht unüblich, solche Auflagen zu machen. Dies sei ein 
Schutz für diesen Gewerbebetrieb. Natürlich jetzt, in diesem Berufungsverfahren, musste diese 
Auflage aufgehoben werden, weil auch die zivilrechtliche Vereinbarung mit der Berufung aufgehoben 
sei. Das Grundstück sei verkauft worden, die Fa. L & L sei nicht mehr Grundeigentümer sondern die 
Firma von Herrn Pospichal. Wer Bauführer sei, sei derzeit noch unbekannt. Man könne mit dem 
Bauführer oder Bauwerber als Nachbar jederzeit eine Vereinbarung treffen, dies stehe nach wie vor 
offen, aber dies steht nicht mehr im Ermessen der Baubehörde.  
 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 25 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag: 4 Stimmen FPÖ-Fraktion: 4 ohne Hoyer 
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14. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 55  

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 07.05.2009)  
Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 1128, KG. Litzlberg von „Wald“ in 
„Baufläche für Sternchenbau Nr.  37“ (Dieter Mayer, Seewalchen a.A., Tostmannstraße 7) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der OÖ. 
Landesregierung keine Einwände. Seitens der Abteilung Naturschutz beim Amt der oö. 
Landesregierung wird die geplante Änderung zur Kenntnis genommen. 
Von der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck (Abt. Land- und Forstwirtschaft) bestehen ebenfalls 
keine Bedenken, wenn eine Vergrößerung des Wohnobjektes Richtung Norden zum angrenzenden 
Wald nicht erfolgt. Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, die Änderung Nr. 55 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 endgültig zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 54  

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 07.05.2009) 
Umwidmung der Grundstücke Nr. 1083/23 und 1083/24, beide  KG. Litzlberg von „Gz2 - Grünzug 
- Baulandpotential“ in Bauland „Wohngebiet“ (Manfred Motz, Zell am Pettenfirst, Kalletsberg 18)  

 
BA-Obmann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der OÖ. 
Landesregierung keine Einwände. Herr Dr. Franz Saßhofer spricht sich in seiner Stellungnahme vom 
25.6.2009 aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes gegen die geplante Umwidmung aus. 
Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses die Änderung Nr. 54 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 endgültig zu beschließen. 
Der Eingabe des Herrn Dr. Franz Saßhofer wird nicht entsprochen, da im örtlichen 
Entwicklungskonzept Nr. 1 dieser Bereich mit einer gewünschten Richtung für eine 
Siedlungsentwicklung definiert wurde. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
16. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 52 

Ergänzender Beschluss zum Grundsatzbeschluss vom 14.02.2008 
Umwidmung der Grundstücke Nr. 135/1, 148, 149/1 und des südlichen Teiles des          
Grundstückes Nr. 135/2, alle KG. Litzlberg  von Gz2 Grünzug - Baulandpotenzial“ in Bauland          
„Wohngebiet“ (Rosa Loidl, Seewalchen) sowie Erstellung eines Gestaltungs- und          
Verkehrskonzeptes 

 
BA-Obmann Schachl: 
Auf Grund der Probleme mit den Betroffenen im durchgeführten Verständigungsverfahren gemäß      
§ 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 idgF. im Bezug auf die Verkehrserschließung wurden nunmehr vom 
Ortsplaner Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer zwei neue Varianten vorgeschlagen.  
Nach Einigung auf eine der beiden Varianten sollte das Verständigungsverfahren nach § 36 Abs. 4 
Oö. ROG 1994 idgF. mit neuen Plänen neuerlich gestartet werden.  
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Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, den Grundsatzbeschluss 
vom 14.2.2008 auf  Änderung Nr. 54 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 zu bestätigen 
sowie die Variante 1 des Gestaltungs- und Verkehrskonzeptes „Loidl – Marktgemeinde 
Seewalchen“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, vom 17.08.2009 zu 
beschließen. 

   
GR. Liehmann erkundigt sich über einige Unterschriftenaktionen in dieser Causa. Ob diese das 
Verkehrskonzept betreffen. Er sei der Meinung, dass man ein für die Anrainer verträgliches 
Verkehrskonzept mit den Anrainern berät, erst dann über eine optimales Verkehrskonzept 
entscheiden sollte, was allen zugute kommen würde und keine große Gegnerschaft habe. Er bitte erst 
dann diese Sache anzugehen. Ohne ein vernünftiges Verkehrskonzept könne er der Sache nicht 
zustimmen und er werde sich diesbezüglich enthalten, obwohl er nicht selbst betroffen sei, habe aber 
größtes Verständnis für die Anrainer. 
 
Vizebgm. Schachl teilt mit, dass es vor der ursprünglichen Grundsatzbeschlussentscheidung von 
Seiten der Straßenverwaltung für eine  Zufahrt von der Bundesstraße keine Zustimmung gegeben 
habe. Daher sei das ursprüngliche Verkehrskonzept mit dieser Schleife durch den Holzmeisterweg 
geplant worden.  
Nach Gesprächen hat sich die Straßenverwaltung bereit erklärt, die Zustimmung zu erteilen, dass von 
der Bundesstraße zugefahren werden dürfe, unter der Auflage, dass diese zwei bestehenden 
Zufahrten zu den Grundstücken, die sich dort befinden, geschlossen werden. Dies wurde auch in 
einem Gespräch mit den Anrainern diskutiert und besprochen und auf Grund dessen habe es auch 
einen Vorschlag von den Betreibern der Unterschriftenaktion gegeben, wie man dieses 
Verkehrskonzept ändern könnte. Der nun vom Archtitekten Deinhammer eingebrachte Vorschlag 
beruht auf dem Vorschlag der Anrainer. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
17. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 - Änderung Nr. 56 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 02.07.2009) 
Umwidmung der Grundstücke Nr. 1977, 1978, .69, .70/1, .70/2, .71, .72, .70/3, .70/4, 1982, .73,          
.74, .75, 1981/2 alle KG. Seewalchen von derzeit Bauland „Dorfgebiet“ in Bauland „M - 
Gemischtes Baugebiet“ (Kirchenplatz -Gemeinde) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landes-
regierung keine Einwände. Seitens der Abteilung Naturschutz beim Amt der Oö. Landesregierung 
wird die Erstellung eines Bebauungsplanes empfohlen. Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abteilung 
Straßenerhaltung und –betrieb wurden mit Schreiben vom 21.8.2009 keine Einwände gegen die 
geplante Änderung erhoben.  Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, die Änderung Nr. 56 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 endgültig zu beschließen. 

 
GR. Liehmann stellt fest, dass dies genau das Konträre zum Litzlberger Keller sei. Hier fiele äußerst 
positiv auf, dass, damit Stallinger und die Umgebung geschützt sei. Der einzige Punkt dabei sei eine 
Hoffnung, dass sehr bald eine Entlastungsstraße kommen könnte, um eben diese Zone zu beruhigen. 
Aber ansonsten finde er diesen Punkt äußerst positiv. 
 
Vizebgm. Schachl betont, er verstünde nicht ganz, was hier so konträr zum anderen sein soll, da die 
beiden doch ganz unterschiedlich wären.  Es habe auch hier natürlich einen Vorschlag des 
Ortsplaners gegeben, dass man hier eine Änderung herbeiführe. Ursprünglich wollte man das in 
Wohngebiet umwidmen, es sei aber der Vorschlag gekommen, dass dadurch für den Ausbau des 
geplanten Projektes Stogmüller Probleme auftreten könnten und auch für den Gasthof Stallinger, der 
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dann in seinem Betrieb eingeschränkt wäre. Daher der Vorschlag, das man hier eben in gemischtes 
Baugebiet umwidmet. 
  
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
18. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 - Änderung Nr. 57  

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 02.07.2009) 
     Umwidmung einer Teilfläche von ca. 360 m² (Verschiebung der Grundgrenze von Grundstück  

Nr. 2708 um 11,5 Meter) in das Grundstückes Nr. 2716, beide KG. Seewalchen von derzeit 
Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ ( Johann Dachs, Seewalchen, Haidach 6)   

 
BA-Obmann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landes-
regierung keine Einwände. Seitens der Abteilung Naturschutz beim Amt der Oö. Landesregierung 
wird die Änderung positiv beurteilt.  
 
Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, die Änderung Nr. 57 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 endgültig zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
19. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 - Änderung Nr. 58 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 02.07.2009) 
Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 844, KG. Litzlberg  von „Grünland“ in 
Bauland „Dorfgebiet“  ( Kurt Kaltenbrunner, 4863 Gerlham 56)  

 
BA-Obmann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der OÖ. 
Landesregierung keine Einwände. Seitens der Abteilung Naturschutz beim Amt der oö. 
Landesregierung wird die geplante Änderung als positiv beurteilt.  
Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, die Änderung Nr. 58 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 endgültig zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
20. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 - Änderung Nr. 48 samt 15. Änderung des ÖEK 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 05.02.2009) 
Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 2345, KG. Seewalchen  von „Wald“ in  
Bauland „Betriebsbaugebiet“ bzw. Grünland „Grünzug 7“ ( Holzindustrie Lenzing GmbH.)  

 
 
BA-Obmann Schachl: 
Vom Amt der OÖ. Landesregierung wurden mit Schreiben vom 30.04.2009 Versagungsgründe zur 
geplanten Umwidmung mitgeteilt. Daraufhin wurde in Absprache mit der Holzindustrie Lenzing und 
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den zuständigen Abteilungen, Raumordnung und Naturschutz eine Änderung (Reduzierung der 
Umwidmungsfläche) vereinbart (Plan Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 28.10.2008, korrigiert: 
11.02.2009, 07.07.2009). 
Im daraufhin durchgeführten Verständigungsverfahren sind keine Stellungnahmen eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses, die Änderung Nr. 48 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 samt 15. Änderung des ÖEK entsprechend dem Plan 
des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 28.10.2008, korrigiert: 11.02.2009, 07.07.2009 
endgültig zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
21. Winterdienst 

Beschluss zur  Einrichtung eines Winterdienstes auf dem Geh- und Radweg von Seewalchen 
(Anschluss Gehsteig beim Objekt Bootshaus) bis zur Gemeindegrenze nach Lenzing 
(Pettighofen) 

 
BA-Obmann Schachl: 
Auf mehrfachen Wunsch der Bevölkerung soll ab dem Winter 2009/10 auf dem obgenannten Geh- 
und Radweg ein Winterdienst durchgeführt werden. Die Verordnung vom 30.10.1991, wonach für den 
Winter jedes Jahres die Bezeichnung „Geh- und Radweg“  aufgehoben wird, bleibt bis auf weiteres 
aufrecht.Der Winterdienst soll mittels Räumung und Salzstreuung erfolgen. 
Im Zuge der Vertragsbesprechungen mit dem Straßenmeister wurde mitgeteilt, dass der Gehsteig 
entlang der Gamperner-Landesstraße, beginnend von der Abzweigung der B151-
Atterseebundesstraße bis zur Einfahrt zum Autohaus Legat in der Vergangenheit nicht geräumt 
wurde. Die Räumung diese Gehsteiges könnte ohne Mehrkosten erfolgen. Der Auftrag wurde daher 
um dieses Gehsteig erweitert.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebürgermeister Schachl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des  Bauausschusses die Einrichtung eines 
Winterdienstes auf dem Geh- und Radweg von Seewalchen (Agerbrücke) bis nach Lenzing 
(Rosenau-Siebenmühlen) zu beschließen. Des weiteren soll für die Wintersaison 2009/10 die 
Straßenmeisterei Seewalchen mit dem Winterdienst beauftragt werden. 

 
 
GR. Liehmann möchte wissen, ob er richtig gehört habe, dass dies ohne Mehrkosten geschehen 
würde. Er habe hier etwas über € 85,-- inkl. Fahrzeug stehen. 
 
Vizebgm. Schachl erklärt, dass sich  das „ohne Mehrkosten“ auf die zusätzliche Räumung des 
Gehsteiges zwischen der Kreuzung mit der Bundesstraße1 zum Legat hinauf bezieht. 
 
Amtsleiter Schmidt teilt mit, dass es bei der Vertragserstellung, die erst heute fertig gestellt wurde, 
zwei Sachen gegeben hätte. Das Angebot des Straßenmeisters war auf einen Unimog bezogen, der 
€ 85,-- pro Stunde gekostet hätte. Wegen einem besseren Handling fährt er aber jetzt mit einem 
Traktor und dies koste nur € 75,--. Das Salz war nicht dabei, das würde in einem normalen Winter ca. 
€ 250,-- kosten. Das müsste man extra bezahlen, dafür koste es nur € 75,-- mit dem Traktor und er 
fahre von der Straßenmeisterei auf den betreffenden Gehsteig. Er könne auf diesem Gehsteig vom 
Legat runter mit dem Pflug fahren und darum koste es nicht mehr.   
 
GR. Liehmann teilt weiters mit, dass er absolut dafür sei. Er wisse, dass unglaublich viele Radfahrer 
und Fußgänger diesen Weg benutzen. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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22. Ortskanalisation – Projekt Haining 

Abschließen eine Dienstbarkeitsvertrages 
 
Bürgermeister Mag.Reiter nimmt zu TOP. 22 seine Befangenheit wahr und übergibt den Vorsitz an 
Vizebgm.Schachl. 
 
Vizebgm. Schachl: 
Herr Ing. Hinsteiner, in Vertretung von Maria-Antonia Hinsteiner, hat seine Zustimmung, einen Teil 
der Stränge RH15 und SH15, der Kanalanlage Haining,  über sein Grundstück  293, KG. Litzlberg,  
führen zu lassen, vom Abschluss eines Dienstbarkeitsvertrages abhängig gemacht. Herr Ing. 
Hintsteiner will sicher gestellt haben, dass sein Grundstück  293, KG. Litzlberg gegen seinen Willen, 
oder den seiner Rechtsnachfolger, nicht umgewidmet wird.  
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 11. Dezember 2008 wurde für dieses Grundstück die  
Widmung „Grünland“ beschlossen, diese soll erhalten bleiben. 
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 

einen Dienstbarkeitsvertrag mit Frau Maria-Antonia Hintsteiner abzuschließen.  
 
Vizebgm. Weichselbaumer M. erklärt, dass er bereits im Vorstand darüber eine Wortmeldung 
abgegeben habe. Er konnte sich vorstellen, mit Bauchweh dem zuzustimmen, aber es habe niemand 
im Vorstand genau sagen können, was diese Formulierung genau zu bedeuten habe, die in diesem 
Vertrag stehen würde. Er habe sich zuhause dann auch noch Gedanken über die Verantwortung 
eines Gemeinderates in dieser Sicht gemacht und sei zu dem Schluss gekommen, dass es ihm nicht 
möglich sei, diesem Vertrag zuzustimmen, weil er ihn nicht verstehe.  
 
EG. Hoyer stellt sich die Frage, dass es doch normalerweise üblich sei, Dienstbarkeitsverträge im 
Zuge des wasserrechtlichen Bewilligungsverfahrens mit abzuschließen, weil ja davon die Zustimmung 
für das Kanalprojekt notwendig sei. Warum sei das in diesem Fall nicht erfolgt? 
 
Amtsleiter Schmidt antwortet, das ganze Projekt Haining sei über einige Jahre gegangen. Früher sei 
es so gewesen, wie Herr Dipl.-Ing. Hoyer richtig gesagt habe, dass im Zuge der 
Wasserrechtsverhandlung privatrechtliche Verträge über Dienstbarkeiten abgeschlossen wurden.  
Seit ca. 1 ½ Jahren habe das Land des Spieß umgedreht, und zwar muss der Antragsteller bei der 
Einreichung zur wasserrechtlichen Bewilligung nachweisen, dass privatrechtliche Vereinbarungen 
betreffend Dienstbarkeiten bereits gegeben sind, in welcher Form auch immer. Darum wurde mit der 
Fam. Hintsteiner sehr lange verhandelt, was aus dem Aktenlauf ersichtlich ist, und solange die Fam. 
Hintsteiner kein positives Signal für die Duldung dieses Kanalstranges auf ihrem Grundstück gegeben 
habe, habe man auch keine Einreichung machen können, da man dann Gefahr gelaufen wäre, einen 
negativen Bescheid zu bekommen.  
Nachdem über  den Rechtsanwalt der Fam. Hintsteiner ein positives Echo gekommen war,  und auch 
der Bauausschuss sowie der Gemeinderat gesagt habe, bei der nächsten Generalüberarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes wird dieses Grundstück wieder zurück gewidmet auf Grünland – dies sei die 
Bedingung der Fam. Hintsteiner gewesen – dann würden sie dieser Dienstbarkeit zustimmen. Dies 
habe eine Weile gedauert und dann sei auch die Wasserrechtsverhandlung durchgeführt worden. Im 
Zuge dieser Wasserrechtsverhandlung habe die Rechtsvertreterin der Fam. Hintsteiner diese 
Erklärung (Duldung) abgegeben. Der Bescheid sei zum heutigen Zeitpunkt rechtskräftig. Rein 
rechtlich würde man diesen Dienstbarkeitsvertrag nicht mehr brauchen. Die Gemeinde habe aber 
auch eine Verpflichtung, wenn man zuerst mit jemandem in Verhandlungen tritt, dass man danach 
auch zu seinem Wort stehe sollte. Es gehe dabei nicht um die Welt. So sei seine Interpretation! 
 
EG. Hoyer sieht das ein. Normalerweise müsse er sagen – nachdem sie einen wasserrechtlichen 
Bewilligungsbescheid erhalten hätten – der ja bei einem anderen Tagesordnungspunkt für die 
Leistungserbringung zu Grunde liege, dass das was AL Schmidt gesagt habe, nicht ganz richtig sei. 
Es sei jedoch erledigt. Er sehe es ein, dass man den Leuten gegenüber natürlich im Nachhinein eine 
Vereinbarung einhalten müsse. 
 
Vizebgm. Schachl weist auf die  moralische Verpflichtung der Gemeinde hin.  
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GV. Berger K. ist nach wie vor der Meinung, dass dieser Dienstbarkeitsvertrag nicht gebraucht werde 
und er habe sich bereits gegen diese Rückwidmung ausgesprochen, weil er glaubt, dass es nicht 
ganz in Ordnung sei, solche Dinge zu junktimieren und das sei auch der Grund warum er diesem 
Dienstbarkeitsvertrag nicht zustimmen werde. Er glaube, es sei nicht notwendig und er würde auch 
nicht wissen, was mit dieser Formulierung im Detail angedacht werde. Man solle nicht überall und bei 
jedem Punkt nur nachgeben, man solle durchaus auch einmal öffentliches Interesse zur Not auch 
anderwärtig durchsetzen. 
 
GV. Hemetsberger gibt Herrn GV. Berger Recht und erwähnt auch, dass man sich im Vorstand so 
entschieden habe. Eines wäre jedoch klar, wenn man nun nicht zustimmen würde, stehe das 
Kanalprojekt in Haining. Moralisch möchte er jedoch sagen, dass, wenn man Bürgern etwas 
zugesteht, und das sei die Verpflichtung der Gemeinde, dass man dies auch halte. Denn der Bürger 
würde davon ausgehen, dass das, was man ihm seinerzeit versprochen habe, auch gehalten werde. 
Auch wenn man es jetzt nicht mehr brauchen würde. Er stehe zu dem, was er im Vorstand 
mitgestimmt habe. 
 
GV. Berger K hat damit überhaupt kein Problem, wenn die Herren im Vorstand dabei bleiben. Er habe 
sich auch im Vorstand dagegen ausgesprochen und habe sich auch in der Dezembersitzung dagegen 
ausgesprochen. Es sollte ihm unbehalten bleiben, dass er bei seiner Meinung bleibe. Er habe nichts 
zugesagt und wolle seine Linie durchziehen und durchgehend vertreten. 
 
GR. Vogel O. teilt mit, nachdem er zuständig gewesen sei in der letzten Fraktionsperiode für die 
Kanalangelegenheiten, sei er froh, dass das Projekt Haining verhandelt wurde. Er finde, wenn ein 
Bürger seinen Grund mit einem Bescheid entwerten will, sei dies im wesentlichen sein Bier. Wie 
immer, er verstehe das Ansuchen nicht ganz. Er denke, im Zuge von wichtigen Projekten müsse man 
nicht immer auf Kleinigkeiten und Befindlichkeiten schauen. Er fände die Zustimmung vernünftig. 
 
GV. Hemetsberger ergänzt dazu noch, dass die Leute bereits 30 Jahre auf einen Kanal warten 
würden. Denen wurde bei der Bauverhandlung vor rund 25 Jahren mitgeteilt, sie sollten eine kleinere 
Senkgrube bauen, denn der Kanal würde in ein paar Jahren kommen. Das sei jetzt bereits fast 30 
Jahre her. Er könne einige Namen nennen, wie z.B. Hr. Ing. Hackl, der immer noch auf den Kanal 
warte und er wolle nicht, dass dies nun mit einem kleinen Federstrich geleugnet werde. Er plädiere 
auf Zustimmung. Die Freiheitliche Fraktion sage ja. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer betont, dass es in diesem Fall nicht um die Widmung gehe, das sei ja 
schon geschehen, sondern es gehe nur um diese zusätzliche schwammige Formulierung. Er glaube, 
auch wenn man dieser Formulierung heute nicht zustimme, breche man nicht das Wort, weil man die 
Widmung machen werde. Aber es gehe ja um eine zusätzliche Vereinbarung, nicht um das was sie 
wollten. Wenn er das richtig verstanden habe, bekommen sie das was sie wollten, ob man glücklich 
darüber sei oder nicht. Es gehe nur um die zusätzliche Formulierung, die nicht wirklich klar wäre und 
man nicht wüsste, was sie nun eigentlich bedeute.  
 
Vizebgm. Schachl gibt zu verstehen, dass es da einen kleinen Unterschied gäbe, weil dezidiert 
festgelegt sei, dass gegen den Willen der Familie oder Frau Hintsteiner bzw. den Rechtsnachfolgern 
keine Umwidmung erfolgen soll/kann/darf. Wenn man dies nun im Flächenwidmungsplan bei der 
Überarbeitung rückwidme, stünde es ja offen, dass man es wieder in Bauland umwidmet. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 20 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      

Gegen den Antrag: 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 6 Berger K., Geissler, Stockinger, 
Steinwendner, Schuster, Distler 

      

Stimmenthaltungen: 4 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Weichselbaumer, Baran, Kritzinger, 
Kasper 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
Sozialausschuss 

Verordnung gem. §  44 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung; Übertragung des Beschlussrechtes 
 
Bgm.Reiter: 
Der Gemeinderat kann seinen Ausschüssen durch Verordnung das ihm zustehende Beschlussrecht 
in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde übertragen, sofern dies im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist.  
Die Verordnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderates mit Drei-Viertel-Mehrheit und tritt 
jedenfalls mit Ablauf der Funktionsperiode des Gemeinderates außer Kraft 
 
Der Sozialausschuss hat schon in der abgelaufenen Funktionsperiode vom Gemeinderat ein 
Beschlussrecht in Angelegenheiten des Sozialfonds (beschränkt auf die Voranschlagsstelle 
1/429/729) gehabt. Da dieses Beschlussrecht mit Ablauf der Funktionsperiode erlischt, ist eine 
neuerliche Beschlussfassung für die neue Funktionsperiode erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
  die Übertragungsverordnung zu beschließen.  
 
GR Liehmann stellt die Frage, um welche Summe es sich hierbei ungefähr handle.  
 
Bgm. Reiter antwortet, dass es sich um ca. € 5.000,-- handle. 
 
GR Steinwendner teilt mit,  dass man noch eine schöne Summe im Topf habe und bitte deshalb um 
Zustimmung, da man im Dezember noch einige Projekte mitunterstützen möchte.  
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2  
Kulturausschuss 

Verordnung gem. §  44 Abs. 2 Oö. Gemeindeordnung; Übertragung des Beschlussrechtes 
 
Bgm.Reiter: 
Der Gemeinderat kann seinen Ausschüssen durch Verordnung das ihm zustehende Beschlussrecht 
in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde übertragen, sofern dies im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist.  
Die Verordnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderates mit Drei-Viertel-Mehrheit und tritt 
jedenfalls mit Ablauf der Funktionsperiode des Gemeinderates außer Kraft 
 
Der Kulturausschuss hat schon in der abgelaufenen Funktionsperiode vom Gemeinderat ein 
Beschlussrecht zur Gewährung von Subventionen an diverse Kulturträger der Gemeinde (beschränkt 
auf die Voranschlagsstelle 1/381/757) gehabt. Da dieses Beschlussrecht mit Ablauf der 
Funktionsperiode 2003 – 2009 erloschen ist, ist eine neuerliche Beschlussfassung für die neue 
Funktionsperiode erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Übertragungsverordnung zu beschließen.  
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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23. Allfälliges 
 
 
a)  GR. Huber betont, bezüglich  Neubrunn/Kanalisation sei ihm aufgefallen, dass in den letzten 

Tagen die Geruchsbelästigung wieder mehr geworden sei.  
 

AL Schmidt antwortet, dass Herr Kirchgatterer aus der Gegend heute bei ihm gewesen wäre. Er 
habe Herrn Bayer Alfred sofort angerufen, der sei auch schon da gewesen und habe sich das 
angesehen. Entweder sei etwas verstellt oder verlegt oder der Behälter sei leer. Er wisse es 
nicht, da dieser Behälter noch nicht eingehaust sei, das mache der Bauhof erst im Winter. 
Vielleicht habe sich auch jemand gespielt. Er bitte, dass bei solchen Sachen die Bürger oder 
auch Gemeindevertreter kurz anrufen oder ein Mail schicken, damit man sofort reagieren könne 
und man nicht auf eine Gemeinderatssitzung warten müsse. 

 
b)  GR. Ebetsberger Th. erläutert, dass die Nachbarschaft Haininger Bach eine Riesenbitte an das 

Gemeindeamt Seewalchen hätte. Und zwar von der aktiven Bewerbung des Haininger Bachs als 
Hundefreilaufzone ein bisschen Abstand zu nehmen. Es nimmt jetzt wirklich schon Überhand, 
was da jetzt Hundebesitzer da sind und Hunde frei laufend sind etc.. Er habe es in einer 
vergangenen Sitzung schon gesagt, es gäbe Spitzenzeiten im Sommer von 50 oder mehr. 50 
Hunde sind 50 Endergebnisse, die irgendwo am Straßenrand liegen blieben. Es nehme 
Überhand, darum müsse er ganz konkret an das Marktgemeindeamt heran treten. Wenn man 
frägt, wo die Leute herkommen, hört man immer wieder, dass in Seewalchen Leinenzwang und 
Maulkorbzwang besteht und auf der Promenade dürften sie nicht mehr marschieren, dass die 
Marktgemeinde sage, man solle doch zum Haininger Bach gehen. Er sehe das nicht mehr ein.  

 
AL Schmidt fragt konkret nach, wer das von der Gemeinde sagen würde.  

 
GR. Ebetsberger Th. kann konkret keine Namen nennen, würde aber gerne die Namen auf einer 
Liste zusammen sammeln und ein bisschen mehr hinterfragen. Es sei nicht nur so, wenn er 
frage, sondern auch in der Nachbarschaft (Zopf/Egger usw.), die würden ja auch die 
Hundebesitzer fragen und die Aussage fällt des öfteren. 

 
Der Bürgermeister fragt nach, ob die Hundebesitzer behaupten, dass das Gemeindeamt die 
Hundebesitzer zum Haininger Bach schicke. 

 
GR. Liehmann teilt mit, dass ihm hierbei ein kleiner Widerspruch auffalle. Üblicherweise lassen 
freilaufende Hunde die Hundstrümmerl nicht auf der Straße, dies seien nur Hunde an der Leine. 
Deshalb bittet er um seine Anregung, auf alle Fälle Ständer mit Sackerln aufzustellen. Dies sei 
eine ganz leserliche Maßnahme, damit die Leinenhunde die Herrchen animieren, die Trümmerl 
wegzubringen von der Straße. Ein freilaufender Hund würde sein Geschäft nicht auf der Straße 
verrichten. 

 
GR. Ebetsberger Th. bejaht dies, fügt aber dennoch hinzu, dass der Straßenrand eben auch so 
eine Zone sei und es sich einfach häufe.  

 
AL Schmidt antwortet, dass man sich das intern ansehen würde, wer vom Gemeindeamt solche 
Auskünfte gäbe und man werde dies natürlich sofort abstellen, sollte es wirklich so sei. Dazu 
werde er morgen ein Mail ausschicken, wer dies wirklich gehört oder gesagt haben könnte. Man 
sei aber nicht dazu da,  jemanden wo hin zu schicken und zu sagen, dass er dort sein Geschäft 
verrichten solle.  

 
c)  GR. Vogel O. möchte noch etwas erfreuliches mitteilen. Am Donnerstag, den 17.12.2009 um 

19.30 Uhr veranstaltet Herr Erich Weidinger mit Sabine Prötsch und Christian Hemetsberger und 
seiner Jazz-Formation eine Lesung in der Landesmusikschule Seewalchen. Er möchte hiezu die 
Damen und Herren des Gemeinderates herzlich einladen.  

 
d)  EG. Hoyer möchte die Wortmeldung Neubrunn noch einmal kurz aufgreifen. Es sei in der 

Abwassertechnik bekannt, dass am Ende von Druckleitungen unheimliche Geruchsprobleme 
entstehen konnen. Diese würden damit zusammen hängen, dass nach dem Gasgesetz der 
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Schwefelwasserstoff, der im Abwasser gebunden sei, entweiche. Man könne das auf sehr viele 
Arten und Weisen lösen. Er habe vor einiger Zeit der Gemeinde eine – in der Praxis irrsinnig 
bewährte Methode vorgeschlagen. Dies funktioniere in der Art einer Zentrifuge. Die Lösung sei 
bei der Gemeinde eingelangt, der Herr Bürgermeister habe sie am Tisch bekommen aber es sei 
in dieser Richtung lt. seinem Wissen nichts unternommen worden. Zumindest ihm gegenüber 
wurde nichts erwähnt. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass man ein anderes System gewählt habe. 

 
AL Schmidt antwortet, dass der Vorschlag eingelangt und auch eingehend geprüft wurde, sowie 
mit Fachleuten darüber diskutiert wurde. Im Prinzip hätte der Vorschlag funktionieren können. Es 
wurde jedoch gesagt, dass der ganze Gestank konzentriert an der höchsten Stelle des Kamins 
herauskommen würde und da gab es mehrere Bedenken. Es gäbe jedoch in anderen Gemeinde 
Systeme – wie z.B. in Nussdorf – mit dieser Chemikalie, die man im Pumpwerk dazu gibt, damit 
dieser Schwefelstoff ausgefällt wird und überhaupt nicht zur Entfaltung komme. Es habe nun ein 
halbes Jahr funktioniert, jetzt sei irgendetwas passiert. Sein Verdacht sei, dass das Mittel 
ausgegangen sei. Es habe super funktioniert, die Leute seien zufrieden gewesen, nur wenn das 
Mittel aus welchen Gründen auch immer nicht mehr da wäre, ginge es wieder los. 

 
EG. Hoyer wünscht dazu für die Zukunft viel Glück. Es wäre natürlich mit sehr hohen Kosten 
verbunden und wenn man natürlich eine mechanische Ausblasung des Schwefelwasserstoffes 
hinbekommen würde, wäre das sicherlich besser.  

 
e)  GR. Steinwendner nimmt die Gelegenheit wahr, um den gesamten Gemeinderat zum 

Gesundheitstag am 21.11.2009 „Zentrum Mensch“ einzuladen. Sie würden sich hier das erste 
Mal präsentieren. Sie würden den Attersee, was die Gesundheit betrifft, vernetzen. Eines der 
großen Ziele des Vereines wäre es, dem Attersee den Stempel einer Gesundheitsregion 
aufzudrücken.  Und einer der nächsten Schritte nach der Zeitung im Sommer sei nun dieser 
Gesundheitstag, wo sich die beinahe 90-95 % der Mitglieder hier im Kultursaal präsentieren, 
auch mit Workshops, Vorträgen usw.. Er würde sich über rege Anteilnahme freuen. 

 
 
f)  GR. Kasper teilt mit, dass bei der Auffahrt zur Rosenau/Kindergarten nichts beleuchtet sei. Er sei 

darauf schon oft angesprochen worden. Er möchte wissen, ob man da nichts mehr machen 
könne, ob man wenigstens eine Beleuchtung hinstellen könne. Vom Transformator bis zum 
Kindergarten sei gar keine Beleuchtung. 

 
AL Schmidt erörtert, dass er dieses Thema auch schon voriges Jahr bei einer 
Bauausschusssitzung vorgeschlagen habe. Die Auslässe wären bereits vorhanden, es gehe um 
zwei Leuchten. Der Bauausschuss werde sich in der Sitzung am 30.11.2009 auch wieder mit 
dieser Straßenbeleuchtung befassen und er würde anregen, dass dort ein Vorschlag gemacht 
werde. Wenn dieser eine Mehrheit fände, würde er im Beleuchtungsprogramm 2010 umgesetzt. 

 
g)  GR. Seiringer-Gaubinger teilt mit, er hätte nochmals eines Anfrage bzgl. des 

Tagesordnungspunktes 10. Es ginge um Zäune, sie sich in der Realität anderswo befinden als 
die Pläne erlauben. Es gäbe Beispiele in den Dorfgebieten Kraims/Neubrunn, wo es eine 
Erweiterung des Ortsgebietes bzw. eine Umwidmung in Wohngebiet gebe. So solle es auch sein. 
Es würde aber eine Entwicklung geben, ob es jetzt im Wohnsektor oder in der 
Betriebsentwicklung sei, aber er bitte sehr, insbesondere die Marktgemeinde, aber auch die 
Bauabteilung, dass doch Rücksicht auf bestehende Fahrtrechte und Wirtschaftswege zu den 
landwirtschaftlichen Grundstücken. Damit eingetragene Fahrtrechte im Grundbuch auch 
ausgeübt werden können. Seiner Meinung nach wäre eine Lösung im Zuge der Erweiterung, die 
Teilstücke in das öffentliche Gut in einer ausreichenden Breite übernimmt, oder in der 
Niederschrift darauf Rücksicht genommen werde, dass man einen ausreichenden Abstand des 
Gartenzaunes hinein schreiben solle.  
Zum Zweiten möchte er noch eine Bemerkung zu den Hunden abgeben. Er habe versucht, in 
positiver Weise etwas in das Marktblatt hinein zu schreiben, im Zusammenhang mit der 
Gesundheit. Er besitze auch ein landwirtschaftliches Grundstück im Haininger Bach und ein 
Waldgrundstück. Jetzt mit der Aufarbeitung des Holzes habe er Gott sei Dank die Möglichkeit 
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gehabt auf der Wiese des Herrn Stallinger das Holz zu lagern. Er habe den Herrn Hufnagl zur 
Verfügung gehabt, der ihm das gemacht habe. Er würde vorschlagen, dass man dort aus 
Gesundheitsgründen eine Gummistiefelpflicht einführe. Ohne Arbeitshandschuhe könne man 
dort nicht arbeiten. Er empfinde die Leinenpflicht als eine Phars, da die Leinen heutzutage 20 m 
lang sind. Der Besitzer stehe auf der Straße und der Hund sei 20 m weiter weg in der Wiese. Er 
wäre gerne dazu bereit, eine positive Lösung hierbei zu finden, aber derzeit sei keine vorhanden. 

 
AL Schmidt antwortet, dass Kollegin Zelzer mit der Handhabung des Hundegesetzes sehr viel 
Arbeit habe, die Beschwerden bzgl. der Hunde zu bearbeiten. Es gibt sehr viele Beschwerden, 
dass Hunde Leute anbellen oder das Hunde nicht artgerecht gehalten werden. Hier gäbe es 
schon die entsprechenden Maßnahmen und Bescheide des Bürgermeisters. Nur das Problem 
mit freilaufenden Hunden und Hundekot, da wisse er keine Antwort. Man könne in der 
Weihnachtsausgabe des Marktblattes etwas hinein schreiben, vielleicht helfe es. 

 
Zu den Sachen bzgl. Zäune und Umwidmung: Bei der Umwidmung sei es für die grundbücherlich 
sichergestellten Geh- und Fahrtrechte, Hochspannungsleitung usw. unerheblich welche 
Widmung darauf sei. Ob das nun Grünland oder Bauland sei, diese Rechte habe derjenige, der 
das Recht habe. Das würde deswegen nicht wegdiskutiert oder gestrichen aus dem Grundbuch, 
das bleibe im Grundbuch stehen. Es sei ein ziviles Recht, dass die Gemeinde im öffentlichen 
Recht nicht belangen könne. Dies sei eindeutig und es gäbe nie ein Problem. Darum werde es 
bei Bauverhandlung auch nie angezogen, weil man sowieso nicht ändern könne.  

 
Gartenzäune seien ein altes Problem. Gartenzäune seien teilweise aufgestellt worden, wo sie sie 
wollten. Es habe zwar nach dem Straßengesetzt die berühmten 60cm Abstand zur 
Straßengrundgrenze verpflichtend für alle gegeben. Viele haben sich daran gehalten, einige 
nicht. Bei ein paar wäre man durch Zufall in den letzten Jahren darauf gekommen, und dort seien 
Maßnahmen ergriffen worden. Es werde sicher Gartenzäune geben, die nicht ordnungsgemäß 
stünden. Seit 1991 gäbe es ein neues Straßengesetz, wo der Bürgermeister von 0 –8 m den 
Gartenzaunabstand festlegen kann, diese würde auch passieren. Wie gesagt, jedes Mal wenn 
ein Gartenzaun errichtet werde und man davon wisse, wird geschaut, dass eine Anzeige 
gemacht wird und der Bürgermeister den Abstand festsetze. Um in ganz Seewalchen die 
Gartenzäune zu kontrollieren, fehle es an Personal. Es sei sicherlich ein Problem mit den 
Gartenzäunen, auch aufgrund der Schneeräumung.  

 
Der Bürgermeister glaube, was Herr GR. Seiringer-Gaubinger angeschnitten habe, sei eher dort, 
wo nicht die Behörde ein Zugriffsrecht auf den Abstand des Zaunes zu einer Grundgrenze habe. 
Die Gemeinde kann nur den Abstand zu einem öffentlichen, meist Straßengrundstück 
bestimmen. Aber bei ihnen seien ja die Geh- und Fahrtrechte teilweise auf Privatgrundstücken 
und wenn zwischen zwei Privatgrundgrenzen genau auf die Grenzen ein Zaun hingebaut werde, 
das bräuchte eine Möglichkeit, um den Zaun um 60 cm zurückzusetzen.  
Er habe schon Fälle gehabt, wo das eingetragene Geh- und Fahrtrecht genau 3 m betragen 
habe. Wenn man mit einem breiteren Fahrzeug dort gefahren sei, sei es kein Problem gewesen. 
Natürlich wenn dort nun ein Zaun wäre, könne man dort nicht mehr hinfahren. D.h. das 
eigentliche Fahrtrecht würde verschoben. Das seien eher Probleme, die nicht durch 
irgendwelche Abstandsregelungen, die man im Zuge einer Zaunerrichtung festschreiben könne. 
Man könne es nur beim öffentlichen Straßengut, dort seien die Abstandsbestimmungen 
vorzuschreiben. 

 
AL Schmidt teilt mit, dass die große Mehrheit der Anfragen der Bevölkerung wegen privater 
Zäune komme, wie z.B. der Zaun sei zu hoch, es wären Ungeziefer im Zaun etc.. Man müsse 
den Personen dann leider sagen, dass Abnstandsvorschriften nur zum öffentlichen Gut 
bestehen. Seit 20 Jahren gibt es Bemühungen seitens der Volksanwaltschaft, dass es 
Regelungen zwischen privaten Einfriedungen gebe. Es wären schon ein paar Mal Anträge im 
Nationalrat vorgelegen, aber er hoffe, da ja GR. Hackl nun im Nationalrat sei, dass man eine 
Regelung bekomme. 
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Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 16.10.2009 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:40 Uhr.  
 
 
 
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 16.10.2009 wurden keine Einwendungen erhoben 
und ist somit genehmigt.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
  (GV. Ing. Kurt Berger)                        (GV. Gaisbichler Stefan) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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